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Acceptabilité d’un candidat locataire

Une nationalité étrangère et le statut de demandeur d’asile ne rendent pas 
à eux seuls un candidat locataire objectivement inacceptable. Si celui-ci est 
bénéficiaire de l’aide sociale, les services sociaux doivent se porter garants 
du paiement des loyers et de la caution (en règle générale) au moyen d’une 
garantie de prise en charge. 
Une séparation ou un divorce imminent ne constituent pas non plus un motif 
raisonnable de refus du candidat proposé lorsque la charge locative est peu 
élevée et dans la mesure où le minimum vital prévu par la législation sur la 
poursuite pour dettes et la faillite est garanti même si des contributions d’en-
tretien sont dues.

Idoneità del conduttore subentrante

La nazionalità estera e lo stato di richiedente l’asilo non costituiscono da soli 
motivo sufficiente per dichiarare che il conduttore subentrante non è idoneo. 
Se tuttavia si tratta di un beneficiario dell’aiuto sociale, l’assistenza sociale 
è (di regola) tenuta a garantire il pagamento della pigione e della cauzione 
tramite garanzia di assunzione delle spese. 
In un caso in cui la pigione è bassa e l’importo rimanente una volta versati i 
contributi di mantenimento basta per garantire il minimo esistenziale, né una 
separazione né un divorzio imminente costituiscono un motivo per dichiarare 
la non idoneità.

Zumutbarkeit Nachmieter

Eine ausländische Nationalität und der Status als Asylbewerber führen 
für sich alleine genommen nicht zur Unzumutbarkeit als Nachmieter. 
Handelt es sich dabei aber um Sozialhilfeempfänger, sind durch die 
Sozialen Dienste die Mietzinszahlungen und das Mietzinsdepot (in 
aller Regel) mittels Kostengutsprache zu garantieren.
Eine Trennung bzw. bevorstehende Scheidung stellt bei einem tiefen 
Mietzins und der Tatsache, dass auch bei zu leistenden Unterhalts- 
zahlungen das betreibungsrechtliche Existenzminimum verbleibt, 
ebenfalls keinen Unzumutbarkeitsgrund dar. 

2 Art. 264 OR 
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Sachverhalt

A. (Vermieter) schloss mit B. (Mieterin) einen unbefristeten 
Mietvertrag über eine 3½-Zimmerwohnung ab, wobei die-
ser mit einer Frist von drei Monaten auf jedes Quartalsende 
gekündigt werden konnte. 

Mit Schreiben vom 8. August 2017 kündigte die Mie-
terin den Mietvertrag ausserordentlich per 30. September 
2017 und stellte dem Vermieter drei Mietinteressenten 
vor. Der Vermieter meldete sich diesbezüglich weder bei 
der Mieterin noch bei den vorgeschlagenen Ersatzmietern, 
sondern suchte seinerseits nach einem Nachmieter. Per 1. 
November 2017 vermietete der Vermieter die Wohnung 
schliesslich an einen von ihm selbst ausgewählten Miet-
interessenten.

Das Kantonsgericht hatte vorliegend insbesondere zu 
beurteilen, ob sich die Mieterin mit den vorgeschlagenen 
Mietinteressenten vorzeitig von seiner Mietzinszahlungs-
pflicht befreien konnte.

Aus den Erwägungen

2. Vorab ist festzuhalten, dass bei einer vorzeitigen Rück-
gabe einer Wohnung im Sinne von Art. 264 OR der Mie-
ter dem Vermieter eindeutig und klar mitteilen muss, dass 
er das Mietobjekt zurückgeben will, wobei die Erklärung 
nach Treu und Glauben auszulegen ist (Lachat, Mietrecht 
für die Praxis, S. 583 f.). Die Mitteilung, dass das Miet-
verhältnis vorzeitig gekündigt werde, bedeutet in der All-
tagssprache, dass der Mieter das Mietobjekt im Sinne von 
Art. 264 OR vorzeitig zurückgeben will.

Gemäss Art. 264 Abs. 1 OR wird der Mieter von sei-
nen Verpflichtungen gegenüber dem Vermieter befreit, 
wenn er dem Vermieter einen zumutbaren Nachmieter 
vorschlägt. Dieser muss zahlungsfähig und bereit sein, 
den Mietvertrag zu den gleichen Bedingungen zu über-
nehmen. Dazu gehören neben der Höhe des Mietzinses 
etwa die Zweckbestimmung der Mieträumlichkeiten, die 
Kündigungsfrist sowie Sicherheiten (vgl. Lachat, S. 587). 
Die Voraussetzung der Zahlungsfähigkeit ist in der Regel 
erfüllt, wenn das Haushaltseinkommen den Mietzins um 
mehr als das Dreifache übersteigt (Lachat, S. 586). Sie kann 
aber grundsätzlich auch dann bejaht werden, wenn der 
Ersatzmieter Sozialhilfeempfänger ist und eine Mietzins-
zahlungsgarantie der Sozialbehörden vorliegt. In der Pra-

xis erfolgt diese durch eine schriftliche Kostengutsprache 
(Permann, Kommentar zum Mietrecht, 2. Auflage, S. 182).

Nationalität, Geschlecht, Rasse, Religion oder Zivil-
stand stellen für sich gesehen keine Ablehnungsgründe 
dar. Auch die ausländerrechtliche Stellung begründet noch 
keine Unzumutbarkeit (BGer vom 7. März 1995 in mp 3/07 
S. 155).

Für den Vermieter besteht indes keine Verpflichtung, 
einen vorgeschlagenen Ersatzmieter zu akzeptieren (Lachat, 
S. 589). Im Falle der Ablehnung eines tauglichen Ersatz-
mieters hat der Vermieter jedoch den weiteren Leerstand 
des Mietobjekts selbst zu vertreten. Reagiert der Vermie-
ter nicht innert angemessener Frist auf den Vorschlag des 
Mieters, so liegt eine unbegründete Ablehnung des Ersatz-
mieters vor und der Mieter wird von seinen vertraglichen 
Verpflichtungen befreit (Lachat, S. 585).

2.1. Der Vermieter bringt vor, die vorgeschlagenen Nach-
mieter seien nicht zumutbar. Als Problempunkte sieht er, 
dass sie nicht das Dreifache des Bruttomietzinses verdien-
ten sowie keinen Zusatzverdienst oder eine Aufenthalts-
bewilligung hätten. Weiter würden sie nicht in die beste-
hende Mieterstruktur passen, wobei in der Nachbarschaft 
vorwiegend Schweizer, Rentner und alleinstehende Frauen 
angesiedelt seien. Zwei der von der Mieterin vorgeschla-
genen Ersatzmieter, X. und Y., seien Sozialhilfebezüger, je-
doch würden in diesen Fällen die Sozialen Dienste Glarus 
nicht als Mieter in den Mietvertrag eintreten, sondern le-
diglich den Mietzins bezahlen. Dies erachtet der Vermieter 
als nicht genügend sicher. Zudem sei das Mietzinsdepot 
jeweils nicht auf der Kostengutsprache der Sozialen Diens-
te Glarus aufgeführt, weshalb das Kriterium des Eintritts 
in den bestehenden Mietvertrag nicht erfüllt sein könne. 
Bei Z. sei im Unterschied zu den anderen beiden Mietinte-
ressenten zwar eine Niederlassungsbewilligung sowie eine 
Arbeitsstelle vorhanden, jedoch lebe dieser in Trennung 
und eine Scheidung sei absehbar. Deshalb kämen auf ihn 
Unterhaltspflichten für Ehefrau und Kinder in noch unbe-
stimmter Höhe zu, was ebenfalls auf eine schwierige finan-
zielle Lage hinauslaufen könnte. Zudem habe der Arbeit-
geber von Z. keine gute Referenz zu diesem geben können.

2.2. Die Mieterin bringt vor, sie sei mit den von ihr vor-
geschlagenen Mietinteressenten ihrer Pflicht rechtzeitig 
nachgekommen, jedoch habe der Vermieter nicht auf ihre 
Schreiben reagiert. Sodann habe dieser die Wohnungs-
übergabe verweigert, weshalb sie ihm die Schlüssel der 
Wohnung per Post zukommen lassen habe.
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2.3. Bei den vorgeschlagenen Nachmietern handelt es sich 
zwar allesamt um Ausländer resp. um Asylbewerber, was 
jedoch keinen Ablehnungsgrund darstellt und auch bezüg-
lich der damaligen Mieterstruktur keine Relevanz hatte. So 
wurden mindestens zwei der sechs Mietwohnungen in der 
betreffenden Liegenschaft von Ausländern bewohnt, wo-
bei im Übrigen auch die Mieterin selbst sowie ihr Lebens-
partner einen ausländischen Hintergrund haben.

Weiter teilten die Sozialen Dienste Glarus dem Gericht 
mit Schreiben vom 7. März 2018 mit, dass die Übernahme 
von Mietzinsdepots zu ihrer allgemeinen Praxis gehöre und 
das Mietzinsdepot auch in den vorliegenden Fällen von der 
Kostengutsprache gedeckt gewesen wäre. Somit hätten X. 
und Y. ohne Kostendeckungsrisiko für den Vermieter in 
den bestehenden Mietvertrag eintreten können.

Betreffend Z. bestanden keine nachweisbaren An-
haltspunkte zu einer allfälligen Zahlungsunfähigkeit. Die 
Argumente des Vermieters beziehen sich in erster Linie 
auf den Zivilstand und den die damit verbundenen Mehr-
ausgaben infolge Aufgabe eines gemeinsamen Haushalts. 
Angesichts des relativ tiefen Mietzinses für das in Frage 
stehende Mietobjekt und der Tatsache, dass auch bei all-
fälligen Unterhaltszahlungen das betreibungsrechtliche 
Existenzminimum erhalten bliebe, ist auch die Zahlungsfä-
higkeit von Z. als gegeben zu erachten. Inwieweit der Ver-
mieter die angeblich schlechte Referenz des Arbeitgebers 
als Begründung für die Unzumutbarkeit erachtet, bleibt 
mangels weitergehender Begründung unklar.

Nach dem Gesagten hat die Mieterin ihre Pflicht ge-
mäss Art. 264 OR erfüllt, indem sie mindestens zwei zu-
mutbare und zahlungsfähige Nachmieter für einen Eintritt 
in den Mietvertrag per 1. Oktober 2017 vorgeschlagen 
hat. Da der Vermieter nicht auf die Vorschläge der Mie-
terin reagiert hat, liegt eine unbegründete Ablehnung der 
vorgeschlagenen Ersatzmieter vor. Demnach wurde die 
Mieterin per 30. September 2017 von ihren vertraglichen 
Verpflichtungen befreit, weshalb der Mietzins für den Mo-
nat Oktober 2017 nicht geschuldet ist. Die Klage ist dem-
nach abzuweisen.

Entscheid des Kantonsgerichts Glarus vom 11. Juni 2018 
(ZG.2017.01087)
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